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Bericht 

An der GGR-Sitzung vom 14. August 2025 wurde das Postulat Eva Waldburger, EVP; Alternativen zu her-
kömmlichem Feuerwerk, eingereicht: 
 

 



 
 
 
 



Stellungnahme des Gemeinderats 
Der Gemeinderat Münchenbuchsee hat das Postulat geprüft. 
 
Die Bearbeitung des Postulats erfolgte an einer gemeinsamen Sitzung (25.11.2025) mit den Abteilungen Bau, 
Öffentliche Sicherheit und den Ressorts PUEB und KFS.  
 
Grundsätzlich 
Auf Gemeindegebiet ist das Abbrennen von Feuerwerk bisher nur am 1. August und an Silvester gestattet (Art. 
11 Polizeireglement Münchenbuchsee). An allen übrigen Tagen ist Feuerwerk bewilligungspflichtig. 
 
Seit dem Beschluss des Gemeinderates vom September 2021 (LNR 7848) wird an der Bundesfeier kein öffentli-
ches Feuerwerk mehr durchgeführt. Aktuell gibt es keinen Gemeindeanlass, an dem Feuerwerk eingesetzt wird. 
 
Die kantonalen Bestimmungen zur Waldbrandgefahr gelten unverändert und werden vom Kanton Bern geregelt. 
 
Punkt 1 
Im Februar 2025 wurde ein Anbieter für eine Drohnenshow (12 Minuten) angefragt (LNR 10150). Die Kosten 
lagen bei mindestens CHF 13'000.00. Dies könnte eine mögliche Alternative darstellen, ist jedoch nicht für je-
den Anlass geeignet (Wetterabhängigkeit, Budget, Platzverhältnisse, Relevanz des Anlasses). 
 
Aktuell liegt kein konkreter Gemeindeanlass vor, bei dem eine solche Alternative zum Einsatz kommen würde. 
Sobald ein entsprechender Anlass geplant wird, können Alternativen situativ geprüft werden. Musikalische Dar-
bietungen wurden in der Vergangenheit bereits eingesetzt und haben sich als ausreichend und breit akzeptiert 
erwiesen. 
 
Punkt 2 
 
Es ist festzustellen: 

• Feuerwerk ist aus Umwelt- und Tierschutzsicht grundsätzlich nirgends ideal geeignet. 

• Eine generelle Definition von geeigneten Plätzen wäre nicht zielführend, da: 
o sie die Realität der lokalen Nutzung kaum abbilden kann, 
o sie Erwartungen wecken würde, wo faktisch keine Kontrolle möglich ist, 

 
Nur weil ein Ort ausgewiesen wird, hebt dies nicht das Recht einer Einzelperson auf eine Abbrandbewilligung 
für privaten Gebrauch auf. Öffentliche Anlässe sind bereits heute geregelt, z.B. beim Verkehrsgarten (u. a. Ver-
weis auf dem Fastnachtsflyer). Eine zusätzliche räumliche Einschränkung ist derzeit nicht geplant, insbeson-
dere weil eine Kontrolle und Durchsetzung ohne bundesweite Regelung kaum durchführbar ist. 
 
Punkt 3 
Naturschutzgebiete und sensible Zonen sind bereits heute durch übergeordnetes Bundes- und Kantonsrecht 
geschützt. Zusätzliche, permanente Verbotszonen auf Gemeindeebene wären rechtlich nur möglich, wenn sie 
explizit im Polizeireglement verankert würden. Eine solche ständige Verbotszone wäre jedoch rechtlich schwie-
rig und politisch heikel und ist nicht geplant. 
 
Beim früheren Gemeindefeuerwerk lag stets die Zustimmung des zuständigen Wildhüters und eine kantonale 
Abbrandbewilligung vor. 
 
Punkt 4 
Das kommunale Polizeireglement regelt bereits heute die zeitliche Komponente. Gemäss Polizeireglement ist 
Feuerwerk grundsätzlich nur bis 22.00 Uhr zulässig. Darüber hinaus gelten die kantonalen Lärmschutz- und Po-
lizeibestimmungen. Es sind aktuell keine weiteren Einschränkungen über Art. 11 PoR hinaus geplant. 
 
Weitere Einschränkungen sind auch deshalb kritisch zu sehen, weil die Kontrolle im privaten Bereich kaum ef-
fektiv möglich ist und eine nationale Lösung vorzuziehen wäre. 
 
Punkt 5 
Eine Sensibilisierung der Bevölkerung soll nicht in Form von zusätzlichen Reglementen erfolgen, sondern über 
freiwillige Information. 
 
Folgende Information ist im Buchsi Info Dezember 2025 bereits erfolgt: 



 
Weitere denkbare Informationsplattformen: 

• Hinweise auf der Gemeindehomepage 

• im Zusammenhang mit der Bundesfeier die Kommunikation über mögliche Alternativen und Rücksicht-
nahme 

 
Situativ wird weiterhin jeweils geprüft, welche temporären Angebote (Musik, Darbietungen, evtl. Drohnenshow) 
bzw. Sensibilisierungen geeignet wären. 
 
 
Finanzielles 

Das Geschäft hat keine direkten finanziellen Auswirkungen. 
 
 
Finanzkommission 

Das Geschäft hat keine direkten finanziellen Auswirkungen. 
 
 
Weitere Kommissionen 

Es haben sich keine Kommissionen mit dem Geschäft auseinandergesetzt. 
 
 
Rechtliche Grundlagen 

Dem Grossen Gemeinderat wird dieser Antrag gestützt auf die folgenden rechtlichen Grundlagen unterbreitet: 
  

Grundlage Artikel 

Materielle Grundlage 
 

--- 

Zuständigkeit GGR GO GGR Art. 25 

Finanzkompetenz --- --- 

Verfahren -- -- 

 
 
Antrag 

1. Das Postulat wird erheblich erklärt und gleichzeitig abgeschrieben. 

 

 



Eintretensdebatte 

 
Eva Waldburger, EVP-Fraktion. Dankt dem Gemeinderat für die Beantwortung ihres Postulats sowie für die 
grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem Thema Alternativen zu einem Feuerwerk in Münchenbuchsee. Es 
freue sie, dass bereits einige ihrer Anliegen aufgegriffen worden seien, insbesondere die Tatsache, dass die 
Gemeinde seit 2021 an der Bundesfeier kein öffentliches Feuerwerk mehr durchführe. Auch die Information im 
Buchsi-Info beziehungsweise der aufgeschaltete Appell zur Rücksichtnahme werde von ihr sehr begrüsst. Dies 
sei zeitlich beinahe gleichzeitig mit der Einreichung ihres Postulats erfolgt. Insgesamt zeige dies, dass ein Um-
denken möglich sei und Münchenbuchsee sich auf einem guten Weg befinde. 
 
Die Stellungnahme nehme sie dennoch mit etwas Bedauern zur Kenntnis. Das Postulat habe weder ein Verbot 
noch zusätzliche Reglementierungen gefordert. Die Antwort des Gemeinderates bestätige zwar, dass verschie-
dene Punkte geprüft worden seien, bleibe jedoch bei den konkreten Massnahmen eher zurückhaltend. Die Prü-
fung einer Drohnenshow als Alternative sowie die Offenheit, diese bei einem geeigneten Anlass erneut zu prü-
fen oder eine andere Alternative zu Feuerwerk oder Knallkörpern aufzunehmen, begrüsse sie ausdrücklich.  
 
Beim Thema Sensibilisierung und Kommunikation, welches Punkt 5 ihres Postulats betreffe, sehe sie jedoch 
noch ungenutztes Potenzial. Zusätzliche Reglemente seien auch aus ihrer Sicht nicht zielführend, sie seien 
aber auch nicht verlangt worden. Es gehe um einen freiwilligen, positiven Appell an die Bevölkerung, der wenig 
koste und dennoch viel bewirken könne. Ihr persönlich und auch der EVP liege die Verantwortung gegenüber 
Mensch, Tier und der Schöpfung am Herzen. Laute Knallkörper belasteten nicht nur Tiere und Umwelt, sondern 
auch Menschen mit Traumata oder sensorischen Empfindlichkeiten sowie ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger. 
Hier beginne die Rücksichtnahme. 
 
Sie stimme der Erheblichkeitserklärung zu und akzeptiere die gleichzeitige Abschreibung, verbinde dies jedoch 
mit einem Appell beziehungsweise einer Bitte an den Gemeinderat, die genannten Kommunikationsmöglichkei-
ten auch tatsächlich aktiv zu nutzen und zu zeigen, dass Münchenbuchsee eine Gemeinde sei, die füreinander 
da sei und Verantwortung übernehme. Dies gelte auch für alle Anwesenden. Wenn man als gutes Beispiel vo-
rangehe, werde dies auch von den Mitbürgerinnen und Mitbürgern wahrgenommen. 
 
Mirjam Martig, SP-Fraktion. Die SP-Fraktion habe noch einen kleinen Hinweis. Den Beitrag im Buchsi-info 
habe die Fraktion super gefunden. Es fehle jedoch der ausdrückliche Hinweis auf das Polizeireglement, wonach 
Feuerwerk grundsätzlich nur bis 22 Uhr gestattet sei und nicht bis in die frühen Morgenstunden, etwa bis 03:00 
Uhr. 
 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
Eintreten 
 
Das Eintreten wird nicht bestritten. 
 
 
Detailberatung 
 
Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
Der Grosse Gemeinderat fasst folgenden 
 
Beschluss 

1. Das Postulat wird erheblich erklärt und gleichzeitig abgeschrieben. 

 
 
Eröffnung 

1. Bauabteilung (zur Kenntnis) 

2. Präsidialabteilung, Sekretariat GGR (zum Vollzug: Nachführen Register "Parlament") 
 
 



Beilagen 

--- 

 
 
Sofern dieser Beschluss nicht angefochten wird, tritt er 30 Tage nach der Veröffentlichung, d.h. mit 
Wirkung ab dem 06. Juli 2026, in Kraft. 
 
 
 
. 


